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Sachgebiet 791 


Antrag 

der Abgeordneten Schily, Frau Wollny, Frau Garbe, Frau Mensel, Frau Flinner, 
Brauer, Dr. Daniels (Regensburg), Dr. Knabe, Kreuzeder und der Fraktion 
DiE GRÜNEN 


Antarktis-Weltpark-Erklärung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Antarktika ist der letzte Kontinent, der von zivüisatorischen 
Einflüssen weitgehend unberührt gebheben ist. Dieses Antark- 
tisgebiet bildet durch seine Beschaffenheit und durch seine 
Tier- und Pflanzenarten ein auf dieser Erde einzigartiges ökolo- 
gisches System. 

Das Antarktisgebiet ist wegen der weitgehenden Unberührt- 
heit auch für wissenschafüiche Forschungen von immenser Be- 
deutung. Seit dem Internationalen Geophysikahschen Jahr 
1957/58 wird in vielen Stationen im Antarktisgebiet über die 
erdgeschichthche Entwicklung, über Khmaveränderungen und 
die Zunahme weltweiter Luftverschmutzungen international 
geforscht. Diese für die gesamte Menschheit wichtigen Erkun- 
dungen werden auch zukünftig nur dann erfolgreich sein kön- 
nen, wenn das Antarktisgebiet weiterhin unberührt bleibt. 

Das ökologische Gleichgewicht der Antarktis konnte bis heute 
dadurch erhalten werden, weil der 1959 geschlossene Antark- 
tis-Vertrag die Nutzung durch alle Länder auf ausschheßhch 
friedhche Aktivitäten beschränkte, Gebietsansprüche der ein- 
zelnen Vertragsstaaten ausklammerte und die Antarktis zu 
einer Region der Forschung und internationalen wissenschaft- 
hchen Kooperation machte. Bestimmte Aspekte wie der Schutz 
der Flora und Fauna und der Meereslebewesen wurden in dem 
Antarktis -Vertrag nicht ausreichend geregelt. Das führte dazu, 
daß 1964 Maßnahmen zum Schutz der antarktischen Fauna 
und Flora, 1972 die „Konvention zum Schutz der Robben in der 
Antarktis" und 1980 die „Konvention über die Erhaltung der 
lebenden Meeresschätze der Antarktis" geschlossen wurden. 

Ebenso war die Ausbeutung der minerahschen Rohstoffe in der 
Antarktis nicht erwähnt, weil die kommerzielle Ausbeutung 
der Antarktis bis vor einigen Jahren nicht zur Debatte stand. 
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Seit dem Bekanntwerden der Rohstoffreserven in der Antarktis 
streben immer mehr Staaten danach, in den Club der Antarktis- 
Vertragsstaaten aufgenommen zu werden, um sich Mit- 
spracherechte und Abbaurechte an den Bodenschätzen zu 
sichern. Dieses gilt gerade im Hinblick auf das Jahr 1991, deim 
ab diesem Zeitpunkt kann der Antarktis- Vertrag mit einfacher 
Mehrheit der Vertragsstaaten geändert werden. Die „Conven- 
tion on the Regulation of Antarctic Mineral Resource Activities" 
(Mineralabkommen) wurde am 2. Juni 1988 abgeschlossen und 
hegt bis zum 25. November 1989 zur Zeichnung offen. Durch 
dieses Abkommen werden die Modaütäten der Rohstoffaus- 
beutung im einzelnen geregelt. 

Auch wenn nach Angaben der Bundesregierung die Ausbeu- 
tung der Rohstoffe in absehbarer Zeit wirtschafüich nicht ver- 
tretbar sind, so soll doch bei einer auftretenden Ressourcen- 
knappheit eine ErschUeßung erfolgen. 

Die mit einer Rohstoffausbeutung verbundenen Umweltgefah- 
ren sind unabschätzbar. Sollten die Ölquellen in der Antarktis 
erschlossen werden, kann das nur in groß angelegten Unter- 
nehmungen mit riesigen Bohrplätzen und Tankern durchge- 
führt werden. Durch die extremen khmatischen Verhältnisse 
sind Unfälle durch Öltanker und Bohrinseln weitaus wahr- 
scheinücher als in unseren Breitengraden. Packeis und Eis- 
berge, deren Hauptmasse sich unter der Wasseroberfläche aus- 
dehnt, machen es unmöglich, Bohrinseln wirklich zu sichern. 
Im Falle eines „Blow-out" könnte ungehindert über Monate Öl 
ins Meer laufen. Die ringförmig um die Antarktis verlaufende 
Strömung würde das Öl unter dem Packeis auch in den entfern- 
testen Winkel der Antarktis tragen. Gerade an der Eisunter- 
seite verbringen die Krillschwärme die lange Polarnacht - die 
Nahrungsgrundlage für alle in der Antarktis lebenden Tiere 
wäre unwiderruflich zerstört. 

Welche verheerenden Auswirkungen bereits kleinere Öl- 
unfälle haben, wurde jüngst durch das Unglück des argentini- 
schen Passagier- und Versorgimgsschiffes verdeutUcht. Aus 
dem gesunkenen Schiff üefen ca. 600 000 Liter Dieselöl aus. 
Allein diese im Vergleich zu einem „Blow-out" einer Ölpipe- 
üne geringen Ölmenge führten zu einer Gefährdung der Brut- 
kolonien der Pinguine und zu einer Verseuchung der Krillbe- 
stände. Wissenschaftler gehen davon aus, daß ein Abbau des 
Öls im Wasser bis zu 600 Jahre dauern wird. 

Unabhängig von Katastrophen würde eine Rohstoffausbeutung 
eine zunehmende Präsenz der Menschen in diesem hochsensi- 
blen Gebiet bedeuten, die allein schon durch ihre Anwesenheit 
und durch die von ihnen verursachten Abfälle irreversible 
Schäden schaffen würden. Der zunehmende Antarktis touris- 
mus und die Forschungseinrichtungen zeigen schon heute die 
Grenzen der Belastbarkeit des Antarktisgebietes. 

Nach den Befürwortern dieses Rohstoffabkommens soll zwar 
ein wirksamer Schutz der antarktischen Umwelt gewährleistet 
werden, jedoch kann dieses Abkommen faktisch keinen wirk- 
üchen Schutz der Antarktis garantieren. 
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Von dem Moment an, an dem die Rohstoffausbeutung prinzi- 
piell zugelassen wird, nimmt man zugleich mögliche Schädi- 
gungen des Antarktisgebietes in Kauf, weil bei solchen Expedi- 
tionen nie aUe Gefahren und Risiken für die Umwelt ausge- 
schlossen werden können. 

Bei Entscheidungen unter Ungewißheitsbedingungen wird 
man nie aUe relevanten Bedingungen fassen können. Diese Er- 
kenntnis ist durch die Tschernobyl-Katastrophe erneut bestä- 
tigt worden: Die Ursachen, die zum Gau geführt haben, spiel- 
ten bei den Risikoanalysen anfangs keine Rolle, weil man be- 
stimmte Gefahrenabläufe gar nicht kannte. Auch mit den höch- 
sten Umweltstandards - die gerade von Ländern mit sehr nie- 
drigen Umweltschutzniveaus kaum zu erwarten sein wer- 
den - wird man schwerwiegende Umweltbeeinträchtigungen 
nicht ausschheßen können. Selbst das kleinste Restrisiko darf 
im Falle der Antarktisausbeutung nicht hingenommen werden, 
weil die Reahsierung dieser Gefahr verheerende Auswirkun- 
gen für die gesamte Menschheit hätte. 

Die Argumentation der Bundesregierung, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland erst durch ihren Beitritt zum Mineral- Abkom- 
men für einen ausreichenden, Schutz des Antarktisgebietes sor- 
gen kann, überzeugt nicht. Ginge es der Bundesregierung in 
erster Linie um Umweltschutzinteressen, könnte sie für die 
Antarktis mehr bewirken, wenn sie ausdrücklich diesem Ab- 
kommen nicht b eitritt und sich international gegen eine Roh- 
stoffausbeutung der Antarktis einsetzt. Der Bundesregierung 
geht es aber nicht in erster Linie um die Wahrung der Um- 
weltschutzinteressen in der Antarktis, sondern vielmehr um die 
Wahrung wirtschaftlicher Interessen, die im Technologieexport 
liegen. 

Das Mineralabkommen ist Zeugnis für die überkommene Vor- 
stellung des immer stetigen Wachstums und des Immer-und- 
alles-Machbaren und ist die konsequente Weiterführung der 
vorherrschenden technokratischen UmweltpoUtik. Die Ver- 
tragsstaaten setzen weiterhin auf die Ausbeutung endhcher 
Rohstoffe, anstatt alle Kräfte auf die Anwendung regenerativer 
Energiequellen zu verwenden. Hier muß sich nicht nur natio- 
nal, sondern auch international ein Umdenken im Umgang mit 
der Natur vollziehen, soll auch zukünftig ein Leben auf unse- 
rem Planeten gesichert werden. 

Die Erhaltung dieses einzigartigen Antarktisgebietes kann nur 
dadurch erreicht werden, wenn die Vertragsstaaten sich dar- 
über einig werden, die Antarktis zu einem Weltpark, d. h. 
einem internationalen Naturschutzgebiet, zu erklären, an dem 
kein Vertragsstaat Gebietsansprüche anmelden kann und jede 
Rohstoffausbeutung verboten ist. 

11. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. das Mineralabkommen nicht zu unterzeichnen und nicht zu 
ratifizieren; 

2. sich bei den Antarktis-Vertragsstaaten für eine Nichtunter- 
zeichnung des Mineralabkommens einzusetzen; 
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3. sich international dafür einzusetzen, daß die Antarktis-Ver- 
tragsstaaten eine Konvention beschließen, durch die 

— das Ahtarktisgebiet zum Weltpark erklärt wird, 

— jegliche Rohstoffausbeutung untersagt wird, 

— die militärische Nutzung der Antarktis verboten wird; 

4. sich bis zum Abschluß der „Antarktis-Weltpark-Konven- 
tion'' für ein Moratorium einzusetzen, durch das jegliche 
Ausbeutung der Rohstoffe unterbunden wird. 

Bonn, den 27. April 1989 

Schily 

Frau Wollny 
Frau Garbe 
Frau Hensel 
Frau Flinner 
Brauer 

Dr. Daniels (Regensburg) 

Dr, Knabe 
Kreuzeder 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle- Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 




